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Sonderamtsblatt 
 

 

31-5300.2 

 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) 

 

Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kitzingen für  

 

weitere Öffnungsschritte anlässlich der Corona-Pandemie für Außengastronomie, Theatern, 

Konzert- und Opernhäuser, Kinos, kontaktfreier Sport im Innenbereich sowie Kontaktsport unter 

freiem Himmel vom 11. Mai 2021 

 

Das Landratsamt Kitzingen erlässt auf Grundlage der §§ 28 Abs. 1 Satz 1, 28a Abs. 1 Nr. 15 des 

Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 

(Infektionsschutzgesetz – IfSG) in Verbindung mit § 27 Abs. 1 der Zwölften Bayerischen 

Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (12. BayIfSMV) vom 5. März 2021 (BayMBl. Nr. 171, BayRS 

2126-1-16-G), die zuletzt durch § 1 der Verordnung vom 5. Mai 2021 (BayMBl. Nr. 307) geändert 

worden ist und § 65 Satz 1 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) und Art. 35 Satz 2 des Bayerischen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) folgende 
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Allgemeinverfügung: 

 

 

1. Die Allgemeinverfügung des Landkreises Kitzingen für weitere Öffnungsschritte anlässlich der 

Corona-Pandemie für Außengastronomie, Theater, Konzert- und Opernhäuser, Kinos, 

kontaktfreier Sport im Innenbereich sowie Kontaktsport unter freiem Himmel vom 7. Mai 2021 

wird dahingehend geändert, dass Nr. 6 dahingehende geändert wird, dass für den Zeitpunkt 

des Außerkrafttretens nun § 3 Nr. 1 der 12. BayIfSMV gilt und nicht wie in der 

Allgemeinverfügung vom 07.05.2021 festgelegt der § 3 Nr. 3 der 12. BayIfSMV.  

 

2. Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar. 

 

3. Diese Allgemeinverfügung tritt am 12.05.2021 in Kraft. Sie tritt außer Kraft, wenn der 

maßgebliche Wert der 7-Tage-Inzidenz von 100 an drei aufeinanderfolgenden Tagen 

überschritten und dies nach § 3 Nr. 3 der 12. BayIfSMV amtlich bekanntgemacht worden ist. 

Für den Zeitpunkt des Außerkrafttretens gilt § 3 Nr. 1 der 12. BayIfSMV entsprechend. 

 

Begründung: 

 

1. 

Das Landratsamt Kitzingen ist für den Erlass dieser Allgemeinverfügung sachlich gem. §§ 28 Abs. 1 

Satz 1 Halbsatz 1, 28a IfSG in Verbindung mit § 12 Abs. 1 der 12. BayIfSMV sowie § 65 Satz 1 der 

Zuständigkeitsverordnung (ZustV) und örtlich gem. Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 Bayerisches 

Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) zuständig. 

 

2. 

Die Allgemeinverfügung vom 07.05.2021 sah § 3 Nr. 3 der 12. BayIfSMV und damit den Tag der 

öffentlichen Bekanntmachung als Zeitpunkt des Außerkrafttretens vor.  Aus Gründen der 

Einheitlichkeit und dem Gleichlauf zwischen dem In Krafttreten neuer Regelungen bei einer 

entsprechenden Überschreitung der 7-Tages Inzidenz von 100 gemäß § 3 Nr. 1 12. BayIfSMV und 

der Aufhebung der festgelegten weiteren Öffnungsschritte nach § 27 Abs. 1 der 12. BayIfSMV wird 

die Allgemeinverfügung entsprechend geändert. Maßgeblich für den Zeitpunkt des 

Außerkrafttretens ist nun § 3 Nr. 1 der 12. BayIfSMV. Die Allgemeinverfügung tritt demnach am 

übernächsten Tag auf das Überschreiten der 7-Tage-Inzidenz an drei aufeinanderfolgenden Tag 

außer Kraft. 
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Dies sichert Planungssicherheit für die Betreiber der betroffenen Einrichtungen und Sicherheit in 

der Bevölkerung, welche Regelungen zu welchem Zeitpunkt gelten.  

 

3.  

Die sofortige Vollziehbarkeit der Allgemeinverfügung ergibt sich aus § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) i.V.m. § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IfSG. Es wird 

darauf hingewiesen, dass deswegen eine Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung 

hat. 

 

4. 

Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt bei der öffentlichen Bekanntgabe eines 

schriftlichen Verwaltungsaktes dieser zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntgabe als 

bekannt gegeben. Aufgrund der aktuellen Beschlüsse zur 12. BayIfSMV und der derzeitigen 

dynamischen Lage hinsichtlich der Regelungen der 12. BayIfSMV wird von der Möglichkeit des Art. 

41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG Gebrauch gemacht und eine frühere Bekanntgabe gewählt.  

Die vorliegende Allgemeinverfügung ist bis zum Außerkrafttreten der 12. BayIfSMV befristet. Diese 

Allgemeinverfügung tritt außer Kraft, wenn der maßgebliche Inzidenzwert der 7-Tage-Inzidenz von 

100 an drei aufeinanderfolgenden Tagen überschritten und dies nach § 3 Nr. 3 der 12. BayIfSMV 

amtlich bekanntgemacht worden ist. Für den Zeitpunkt des Außerkrafttretens gilt § 3 Nr. 1 der 12. 

BayIfSMV entsprechend. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage beim  

Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg erhoben werden.  

 

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

 

a. Schriftlich oder zur Niederschrift 

Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben 

werden.  

 

Die Anschrift lautet: 

Bayerisches Verwaltungsgericht Würzburg, Postfachanschrift: Postfach 11 02 65, 97029 Würzburg 

Hausanschrift: Burkarderstraße 26, 97082 Würzburg  
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b. Elektronisch  

Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsgericht Würzburg auch elektronisch nach Maßgabe 

der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden 

Bedingungen erhoben werden.  

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des 

Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 

dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 

Abschrift beigefügt werden. 

Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zu 

Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.  

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:  

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen 

entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 

(www.vgh.bayern.de). 

 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 

Klageerhebung grundsätzlich eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

Kitzingen, den 11.05.2021  

 

Tamara Bischof  

Landrätin 

 

 

http://www.vgh.bayern.de/

